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Die vorliegende Untersuchung befasst sich mit den Ein-

stellungen, dem Wissensstand und dem bisherigen Er-

fahrungsschatz von Mitarbeiter*innen der Kommunal-

verwaltungen der Städte Geldern, Kleve und Moers zu 

den Themenfeldern Open Government und Open Data. 

Die Studie entstand im Kontext des durch das BMI ge-

förderten Projektes Reallabor Niederrhein. Ziel des 

Projekts ist es, Open Data und Open Government in 

den beteiligten Kommunen weiter zu entwickeln und 

ein Transferkonzept auszuarbeiten. Die Ergebnisse ei-

ner Online-Umfrage deuten darauf hin, dass die Ver-

trautheit und die alltägliche Praxis mit Open Data und 

Open Government unter den 239 Befragten moderat 

sind. Sehr positiv sind hingegen die allgemeinen Ein-

stellungen und Meinungen zu den beiden Themen ge-

lagert. Sowohl Open Data als auch Open Government 

werden eine demokratie- und transparenzfördernde 

Wirkung zugeschrieben. Auch ihre Bereitstellung bzw. 

Umsetzung wird als sinnvoll und positiv erachtet, zu-

dem besteht ein großer Wille zur Fort- und Weiterbil-

dung. Dem stehen durchschnittlich geringe Erfahrungs-

werte und Berührungspunkte mit diesen Feldern 

gegenüber. Es konnten zudem einige deutliche Heraus-

forderungen bei der Umsetzung einer offenen Verwal-

tungskultur identifiziert werden, beispielsweise im Be-

reich des personellen Fachwissens und der 

Ressourcenausstattung.
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Das Thema Offenes Verwaltungshandeln (im Fol-
genden Open Government) wird mittlerweile seit 
knapp 30 Jahren diskutiert. Abstrakt gesprochen 
handelt es sich dabei um ein Steuerungsparadig-
ma für moderne Verwaltungen, welches die Be-
ziehungen und Interaktionen zwischen Staat, Bür-
gerschaft und anderen Stakeholdern neu 
konzeptualisiert. Dabei fordert es ältere Steue-
rungsregime wie das New Public Management 
der 90er Jahre oder den klassischen bürokrati-
schen Staat à la Max Weber heraus (Blasio & Sel-
va, 2016, S. 225). Für Open Government sind 
Transparenz, Partizipation und Kooperation zent-
rale Stichworte, wobei digitale Technologien für 
jeden der genannten Aspekte eine wichtige Rolle 
spielen. Vor diesem Hintergrund wird die Bezie-
hung von Staat und Gesellschaft grundlegend neu 
gedacht (Clarke & Margetts, 2014). 

Open Government kann dabei als die bewusste     
und systematische Öffnung von (Lokal-)Politik und 
Kommunalverwaltung für die Interessen, Anfor-
derungen und Fähigkeiten der vielfältigen, mobi-
len, digitalen und zunehmend globalisierten Ge-
sellschaft in den Gemeinden, Städten und Kreisen 
definiert werden (Neutzner, 2019). Offene Daten 
(im Folgenden Open Data) sind ein wichtiger Be-
standteil der Bemühungen um die Modernisie-
rung und Digitalisierung der öffentlichen Verwal-
tungen im Kontext von Open Government 
(Neutzner, 2019). Durch die Bereitstellung von 
Daten kann eine höhere Transparenz der Ent-
scheidungsfindung und eine höhere Beteiligung 
und Akzeptanz der Bürger*innen erwirkt werden. 
Projekte wie die seit 2011 laufende Open Govern-
ment Partnership Initiative bemühen sich um ein 
entsprechendes Umdenken des Verwaltungshan-
delns. Bei der Verabschiedung des Gesetzes zur 
Förderung der elektronischen Verwaltung gab es 
Bestimmungen mit klarem Bezug zum Open 
Government, beispielswiese auch mit Blick auf die 
Bereitstellung von Open Data. Mit dem Open-Da-
ta-Gesetz von 2017 und 2021 liegt ein entspre-
chender rechtlicher Rahmen vor (Bundesregie-
rung 2021). Mit der 2019 verabschiedeten und bis 
Juli 2021 umzusetzenden EU-Richtlinie über Open 

Data liegt zudem eine europäische Regelung vor, 
welche die Pflicht zur Bereitstellung von Daten für 
den öffentlichen Sektor nochmals ausgeweitet hat 
(EUR-Lex 2019).  

 Allerdings deutet vieles darauf hin, dass zwischen 
der politisch normierten Idee und der tatsächli-
chen Verwaltungspraxis Diskrepanzen bestehen.  
Nur 111 der 10.796 deutschen Gemeinden, also 
etwas mehr als 1 Prozent, verfügen im Februar 
2022 über explizite Open-Data-Portale, wobei 
Großstädte (76) wesentlich häufiger repräsentiert 
sind (Open Data Atlas, 2022). Eine Umfrage unter 
kommunalen Verantwortlichen für Datenkoordi-
nation im Jahr 2020 stützt diesen Befund: Ledig-
lich 6 Prozent der Kommunen mit unter 50.000 
Einwohner*innen konnten überhaupt eine ver-
antwortliche Person für Open Data benennen, bei 
den mittelgroßen Gemeinden (50.001-100.000 
Einwohner) sind es 12 Prozent. Hier wird das 
grundlegende Problem diagnostiziert, dass dieses 
Querschnittsthema häufig ohne institutionelle Ko-
ordinationsstelle bleibt (Bürger & Hoch, 2020). 

Die vorliegende Untersuchung richtet den Blick    
auf drei Kommunen am Niederrhein (Geldern, 
Kleve und Moers), die sich im Modell-Projekt Re-
allabor Niederrhein zusammengeschlossen ha-
ben. Das Reallabor Niederrhein ist ein durch das 
Bundesministerium des Innern (BMI) sowie der 
kommunalen Spitzenverbände gefördertes Mo-
dell-Projekt. Ziel des Projekts ist es, das Thema 
Open Data und Open Government stärker in der 
Gesellschaft zu verankern und sich gemeinsam 
den Herausforderungen durch den Strukturwan-
del im rheinischen Revier zu stellen. Im Rahmen 
des Labors soll das gemeinschaftliche Handeln 
von öffentlicher Verwaltung und Zivilgesellschaft 
offene Verwaltungskultur fördern und mit Hilfe 
von Open Data einen Mehrwert für die 
Bürger*innen der Region erzeugen. Die vorliegen-
de Studie untersucht die Einstellung, den Erfah-
rungsstand und Ideen der Mitarbeiter*innen die-
ser Städte zu den Themenfeldern Open Data und 
Open Government. Hierdurch sollen Herausforde-
rungen herausgearbeitet und mögliche Potenziale 
erkannt werden.

         Einleitung
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Für die standardisierte Online-Umfrage wurde auf 
das Befragungstool Unipark zurückgegriffen. Die 
Studie wurde hauptverantwortlich vom NRW-For-
schungskolleg Online-Partizipation, in Kooperati-
on mit den Kommunen Geldern, Kleve und Moers, 
durchgeführt. Die Verteilung erfolgte nach Rück-
sprache mit den Bürgermeistern über die Intra-
nets und über E-Mail-Einladungen in den jeweili-
gen Kommunen. Im Zeitraum vom 6. März bis 20. 
April 2021 hatten alle Verwaltungsmitarbeitenden 
der Kommunen (N = 1436; Geldern = 366; Kleve = 
520; Moers = 550) die Möglichkeit, anonym an 
der Umfrage teilzunehmen. Insgesamt haben 239 
Personen die Umfrage abgeschlossen, was einer 
Rücklaufquote von rund 17 Prozent entspricht. 
Dabei zeigten sich teilweise deutliche Unterschie-
de zwischen den Kommunen in der Teilnahmebe-
reitschaft (Geldern: n = 83 / Rücklauf = 23%; Kle-
ve: n = 49 / Rücklauf 9 %; Moers: n = 107 / Rücklauf 
= 19%). Die Bearbeitungszeit lag im Durchschnitt 
bei ca. 16 Minuten. Dabei konnten keine typi-
schen „Abbrecherfragen“ identifiziert werden.

Es handelt sich somit um ein selbstselektiertes   
Sample, welches keine repräsentativen Rück-
schlüsse zulässt, sehr wohl aber erste Hinweise 
auf vorhande Einstellungen und Meinungen ge-
ben kann. Die soziodemographischen Daten deu-
ten darauf hin, dass die Befragten überwiegend 
weiblich (56%), älter als 36 (73%) und formell 
überdurchschnittlich hoch gebildet sind (Hoch-
schulabschluss: 55%; Abitur 22%; Real- & Haupt-
schulabschluss: 14%). Die durchschnittliche 
Dienstdauer von 17,7 Jahren spricht für ein ver-
waltungserfahrenes Sample. 

Im ersten Teil der Umfrage interessierten uns die 
Kenntnisse, Erfahrungen und Meinungen der Ver-
waltungsmitarbeitenden zum Thema Open Data. 
Unter Open Data verstehen wir durch Verwaltun-
gen veröffentlichte Daten, die von allen und zu 
jedem Zweck verwendet werden dürfen. In der 
Regel sind solche Daten roh und maschinenlesbar, 
d. h. sie können ohne größeren Aufwand in Apps,
Webseiten und andere IT-Anwendungen integ-

riert oder automatisch visualisiert werden. Inter-
pretation der Daten liegt dann bei denjenigen, die 
die Daten nutzen, z. B. Presse, Vereine, Unterneh-
men, einzelne Bürgerinnen und Bürger. Diese De-
finition wurde den Befragten vorab präsentiert.

Die Ergebnisse deuten auf ähnliche Erfahrungs-
horizonte innerhalb der Verwaltungen am Nieder-
rhein hin. 58 Prozent geben an „eine umfassende 
Vorstellung davon zu haben, was Open Data sind.“ 
Rund 41 Prozent der Befragten haben im Rahmen 
ihrer Tätigkeiten mit Open Data zu tun. Weniger 
als die Hälfte nutzen Open Data selber (47%). Le-
diglich 30 Prozent der Befragten haben schon ein-
mal selber Open Data aufbereitet (Abbildung 1). 

Abb. 1: Persönliche Erfahrung mit Open Data (in Prozent)

Neben den persönlichen Erfahrungen mit Open 
Data fragte die Umfrage auch nach der allgemei-
nen Situation innerhalb der Verwaltungen. Dabei 
ging es etwa darum, Zuständigkeiten zu ermitteln 
oder zu erfragen, ob überhaupt geeignete Daten 
innerhalb der Abteilungen vorliegen. Die überwie-
gende Mehrheit (62%) gibt an, dass es in den ei-
genen Fachabteilungen keine verantwortliche 
Person für Open Data gibt. Als Gründe dafür wur-
den vor allem Datenschutz, fehlende Zuständig-
keit und Kompetenz sowie mangelnde Zeit ge-
nannt (Tabelle 1). 

         Methode & Daten

 Erfahrungen mit Open Data

     Ergebnisse
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Tab. 1: Antworten auf die Frage, warum es keine verantwort-

liche Person für Open Data gibt (n = 106 / mehrfach Nennung 

möglich)

Auch wenn es in vielen Fachabbteilungen keine 
verantwortliche Person für Open Data gibt, ken-
nen die meisten Befragten die verantwortliche 
Person innerhalb ihrer Verwaltung (55%). Persön-
lichen Kontakt zu den zuständigen Personen hat-
ten nur etwa ein Drittel der Befragten (34%). Rund 
die Hälfte (48%) der Befragten gibt an, dass es in 
ihrer Abteilung Daten gibt, die für Open Data in 
Frage kommen würden. Allerdings scheinen viele 
dies auch nicht genau zu wissen (37%) wohinge-
gen nur 15 Prozent angeben, dass es keine rele-
vanten Daten in ihren Fachabteilungen gäbe.  

Einstellungen und Meinungen zu Open Data
Im Rahmen der Befragung wurden die Teilneh-
menden gebeten ihre Zustimmung zu einer gan-
zen Reihe auf Open Data bezogene Aussagen an-
zugeben. Dabei zeigt sich ein überwiegend 
positives Einstellungsbild: 90 Prozent halten die 
Bereitstellung für sinnvoll. Entsprechend wird der 
Aussage, dass Open Data „keinen Nutzen bringt“ 
von 87 Prozent nicht zugestimmt. Auch das pole-
misch negativ formulierte Statement „Ich verste-
he nicht, wofür offene Daten gut sein sollen“ wird 
überwiegend abgelehnt (82%). Zudem halten 77 
Prozent der Befragten die Verwaltungsdaten für 
aussagekräftig. Rund 40 Prozent stimmen der 
Aussage zu, dass der Aufwand der Bereitstellung 
hoch sei. Rund 60 Prozent stimmen dem (eher) 
nicht zu. Die Aussage, dass die Bereitstellung zwar 
„sinnvoll, aber aktuell schwer zu leisten“ sei, stößt 
tendenziell auf Zustimmung (55%). Die überwie-
gende Mehrheit der Befragten sieht in Open Data 
kein Modethema, welches man bespiele, um mo-
dern zu wirken (70% Ablehnung).

Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass es noch  
Nachholbedarf gebe den Nutzen von Open Data 
auch sichtbar zu machen. 85 Prozent stimmen der 
Aussage zu, dass hier „noch nicht genug getan“ 
würde. Deutlich über die Hälfte der Befragten 
(55%) gibt an, dass Bürger*innen sich nicht für 
Open Data interessieren würden. Dabei zeigt sich 
allerdings, dass knapp drei Viertel (74%) der Be-
fragten selber die bisher veröffentlichten Daten 
nicht für uninteressant halten. 

Eine Mehrheit der Befragten (56%) gibt an, dass  
mit Open Data noch unerkannte Gefahren ver-
bunden sind. Allerdings schreiben die Befragten 
Open Data hohe Potenziale in Hinblick auf die 
Stärkung der Demokratie (86%) und der Herstel-
lung von Transparenz (93%) zu. Auch ein wirt-
schaftlicher Nutzen wird überwiegend erkannt 
(73%) (Abbildung. 2). 

Abb. 2: Gefahr- und Potenzialwahrnehmung Open Data (Zu-

stimmung in Prozent)

Nachholbedarf im Bereich Open Data
Die Befragten sehen erheblichen Nachholbedarf 
im Bereich Open Data: Nahezu alle Befragten 
(94%) stehen der Aussage ablehnend gegenüber, 
dass bereits ausreichend viel gemacht wird, um 
Open Data bereitstellen und nutzen zu können. 
Die Ergebnisse deuten weiter darauf hin, dass 
über zwei Drittel (70%) der Befragten durchaus 
Potenziale für Open Data in ihren Fachabteilun-
gen erkennen. Die Verwaltungsmitarbeitenden 
wurden zudem gefragt was es bräuchte, um Open 
Data besser bereitstellen zu können (Abbildung 
3). 
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Abb. 3: Faktoren, die Open-Data fördern können (Zustim-

mung in Prozent)

Fortbildungsinteresse zum Thema Open Data
Das Interesse an Fortbildungen ist hoch: 70 Pro-
zent der Befragten haben großes oder moderates 
Interesse an einer Fortbildung. Bei den verschiede-
nen Fortbildungsformaten liegen Präsenzveranstal-
tungen (73%) und individuelle Beratungen (62%) 
deutlich vor Informationen zum Selbststudium 
(38%). Online-Kurse sind mit 60 Prozent noch 
mehrheitlich beliebt. 

Open Government
Im zweiten Teil der Studie ging es um das Thema 
Open Government (offenes Verwaltungshandeln). 
Unter Open Government verstehen wir die be-
wusste und systematische Öffnung von Lokalpolitik 
und Kommunalverwaltung für die Interessen, An-
forderungen und Fähigkeiten der vielfältigen, mo-
bilen, digitalen und zunehmend globalisierten Ge-
sellschaft in den Gemeinden, Städten und Kreisen. 
Diese Definition wurde den Befragten vorab prä-
sentiert. 

Persönliche Erfahrungen mit Open Govern-
ment 
Analog zum ersten Teil der Studie wurden die Ver-
waltungsmitarbeitenden zuerst zu ihren persönli-
chen Erfahrungen befragt. Hier zeigt sich, dass nur 
knapp die Hälfte (51%) der Befragten der Aussage 
zustimmen, dass sie eine „umfassende Vorstellung 
davon haben, was Open Government ist.“ Weniger 
als die Hälfte (46%) der Befragten gibt an, im Rah-
men der eigenen Tätigkeiten mit Open Govern-
ment zu tun zu haben. 28 Prozent geben an, nichts 
damit zu tun zu haben – ähnlich viele wählen die 
Kategorie ‚weiß ich nicht‘.  

Um ein Bild über die tatsächlich ausgeübten Tätig-
keiten zu erhalten, wurden die Befragten gebeten, 
aus einer Reihe von Aufgaben zu wählen. Dabei 
waren Mehrfachnennungen möglich. Die Antwor-
ten zeigen, dass rund 62 Prozent der Befragten Fra-
gen von Bürger*innen beantworten. Diese Tätig-
keit ist mit Abstand die am häufigsten genannte. 
Informationen auf Webseiten bereitstellen gehört 
für 30 Prozent der Befragten zum Alltag. Über ein 
Viertel (26%) stellen Dokumente zu Gremiensit-
zungen bereit. Digitale Serviceangebote gestalten 
oder Open Data bereitstellen wird von 17 Prozent 
der Befragten als Tätigkeit angegeben. Rund ein 
Viertel (26%) gibt an, keine der angegeben Tätig-
keiten auszuführen. 

Tab. 2: Antworten auf die Frage, welche der genannten Tätig  

keiten man im Rahmen seiner Arbeit ausführt (Mehrfachnen-

nung möglich)

Einstellungen und Meinungen zu Open        
Government
Nahezu alle Befragten halten Open Government 
für sinnvoll (97%). Konsequenterweise wird die 
Aussage, dass Open Government keinen Nutzen 
bringen würde, von 93 Prozent abgelehnt. Der Aus-
sage, dass der damit verbundene Aufwand hoch 
sei, wird mehrheitlich (62%) nicht zugestimmt. Der 
Aufwand wird dabei von einer großen Mehrheit  
(83%) als gerechtfertigt eingestuft. Rund zwei Drit-
tel der Befragten (67%) stimmen der Aussage zu, 
dass Open Government zwar sinnvoll, aber aktuell 
schwer zu leisten sei. 

Ähnlich wie beim Thema Open Data deuten auch in  
Bezug auf Open Government die Antworten der 
Befragten darauf hin, dass es noch Nachholbedarf 
gebe, den Nutzen sichtbar zu machen.  82 Prozent 
stimmen der Aussage zu, dass hier „noch nicht ge-
nug getan“ würde.
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Es zeigt sich keine klare Tendenz mit Blick auf die 
Aussage, dass bisherige Angebote schwer zu ver-
stehen und zu nutzen seien. Eine knappe Mehr-
heit von 54 Prozent stimmt dem eher zu. Aller-
dings hat dies keine Auswirkungen auf die 
generelle Perzeption, dass Open Government 
sinnvoll ist: Die Aussage, „ich verstehe nicht, wo-
für Open Government gut sein soll“ wird mehr-
heitlich und stark abgelehnt (88%). Auch die Aus-
sage, dass Bürger*innen sich nicht für Open 
Government interessieren wird mehrheitlich ab-
gelehnt (59%). Dabei werden die Angebote nicht 
als uninteressant eingestuft. 63 Prozent stimmen 
der Aussage, dass bisherige Angebote uninteres-
sant seien, nicht zu. 

Knapp die Hälfte der Befragten (49%) gibt an, dass  
mit Open Government noch unerkannte Gefahren 
verbunden sind. Die Befragten schreiben auch 
Open Government hohe Potenziale in Hinblick auf 
die Stärkung der Demokratie (87%), die Herstel-
lung von Transparenz (95%) und die wirtschaftli-
che Nützlichkeit (75%) zu (Abbildung 4). 

Abb. 4: Gefahr- und Potenzialwahrnehmung Open Govern-

ment (Zustimmung in Prozent)  

Wirksamkeit von Open Government
Im weiteren Verlauf der Umfrage wurden die Teil-
nehmenden gebeten, die Wirksamkeit verschie-
dener Instrumente von Open-Government einzu-
schätzen. Abbildung 5 zeigt die Zustimmungswerte 
zu verschiedenen Instrumenten. So werden Digi-
tale Dienstleistungen von 96 Prozent der Befrag-
ten als wirksame Maßnahme verstanden, um 
Open Government voranzubringen. Rund 3 von 4 
Befragten sehen dies auch bei Präsenzveranstal-
tungen. 

Abb. 5:   Zustimmung zur Wirksamkeit verschiedenen Open 

Government Maßnahmen 		

Wie kann man Open Government verbes-
sern?
Auch mit Blick auf Open Government sehen fast 
alle Befragten (93%) noch Nachholbedarf. Ähnlich 
wie bei Open Data werden auch hier mehr Perso-
nal (87%) und mehr finanzielle Ressourcen (88%) 
und Software (82%) einhellig als wichtige Verbes-
serungsfaktoren eingestuft. Nahezu alle Befragten 
(97%) stimmen der Aussage zu, dass es Schulung 
der Mitarbeiter*innen bräuchte. Abbildung 6 
zeigt die Zustimmungswerte zu Faktoren, die 
Open Data und Open Government verbessern 
könnten. 

Abb. 6:   Faktoren die Open Data und Open Government för-

dern können (Zustimmung in Prozent)

Fortbildungs- und Informationsinteresse 
zum Thema Open Government
Das Interesse an Fortbildungen ist ebenfalls hoch: 
74 Prozent der Befragten haben großes oder mo-
derates Interesse. Bei den verschiedenen Fortbil-
dungsformaten liegen Präsenzveranstaltungen 
(71%) und individuelle Beratungen (59%) deutlich 
vor Informationen zum Selbststudium (41%).On-
line-Kurse sind mit 59 Prozent noch mehrheitlich 
beliebt. 
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Ziel der vorliegenden Studie war es die Einstellun-
gen, den Wissensstand und den bisherigen Erfah-
rungsschatz von Mitarbeiter*innen der Kommu-
nalverwaltungen am Niederrhein zu den 
Themenfeldern Open Data und Open Government 
zu explorieren.

Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Ver- 
trautheit und die alltägliche Praxis sowohl mit Blick 
auf Open Data als auch Open Government unter 
den Befragten moderat sind. Rund die Hälfte gibt 
an, hier eine genaue Vorstellung darüber zu besit-
zen, was beide Begriffe bedeuten. Dies zeigt, dass 
Open Government und Open Data auch weiterhin 
als sozio-technische Innovationen innerhalb der 
Kommunalverwaltungen betrachtet werden kön-
nen, die für eine erfolgreiche Diffusion die Unter-
stützung und Nutzung der Mitarbeiter*innen be-
nötigen (Steinbach & Süß, 2018). Aufgrund hoher 
Risiken und zahlreichen Anforderungen an die 
Kommunalverwaltungen und Mitarbeiter*innen 
erweist sich die initiale Akzeptanz gegenüber Ver-
änderungen und damit verbundener Konstrukte 
wie den Einstellungen der Mitarbeiter*innen je-
doch insbesondere im öffentlichen Sektor oftmals 
als schwierig. 

Die konzeptbezogenen  Einstellungen jedoch sehr 
positiv. Eine überwiegende Mehrheit schreibt so-
wohl Open Data als auch Open Government de-
mokratie- und transparenzfördernde Wirkung so-
wie wirtschaftlichen Nutzen zu. Auch ihre Bereit-
stellung bzw. Umsetzung wird als sinnvoll und 
positiv erachtet, obwohl viele eigentlich gar nicht 
genau wissen, um was es sich dabei handelt. Be-
merkenswert ist dabei, dass (teilweise deutlich 
über) die Hälfte mit Open Data und Open Govern-
ment noch nicht abzusehende Gefahren verbin-
det. Die „German Angst“ ist also durchaus ausge-
prägt, aber scheint den positiven Grundtenor nicht 
zu beeinflussen. Die Ergebnisse der Studie zeigen 
dahingehend, dass trotz diffiziler Bedingungen wie 
einer hohen deutschen Unsicherheitsvermei-
dungskultur (Hofstede et al., 2010), einer unzurei-
chenden Fokussierung auf digitale Kompetenzen 
und Fähigkeiten innerhalb der Verwaltungspraxis 
(Christian & Davis, 2016) oder einer starken hierar-

chischen und aufgabenorientierten Verwaltungs-
kultur (Bogumil & Holtkamp, 2013) Open Govern-
ment und Open Data von den Mitarbeiter*innen 
der Verwaltungen insgesamt als positiv bewertet 
werden. Dies lässt Rückschlüsse auf die Dominanz 
ideeller Urteile bei der Bewertung von Open 
Government und Open Data zu, wohingegen prag-
matische Argumente, nur eine sekundäre Rolle 
einnehmen (Liao & Schachter, 2018). Dies verwun-
dert insofern, als das bestehende Forschung ideel-
len Urteilen einen geringeren Erklärungsgehalt für 
die Einstellung gegenüber Open Government zu-
schreibt (Liao & Schachter, 2018). Eine mögliche 
Erklärung liegt im zunehmenden externen wie in-
ternen Druck, Kommunalverwaltungen nach au-
ßen hin zu öffnen und der Übernahme dieser Posi-
tion durch die Mitarbeiter*innen aufgrund von      
sozialem Einfluss (Zhang & Freeney, 2018).        

Zudem zeigt sich auch ein großer Wille zur Fort-  
und Weiterbildung. Open Data und Open Govern-
ment sind eindeutig keine Modethemen, sondern 
werden als langfristige und vor allem sinnvolle Ide-
en wahrgenommen. Gleichsam ist man sich darin 
einig, dass es noch einiges zu tun gibt, um die Po-
tenziale zu heben. Im Einklang mit bisheriger For-
schung werden dabei vor allem mehr finanzielle, 
personelle und technische Ressourcen als zielfüh-
rend eingestuft. Die Mitarbeiterschaft beständig 
fortzubilden ist für nahezu alle essentiell. Aufgrund 
defizitärer Haushalte, fehlendem Personal und ho-
hem zeitlichen Druck erweist sich die Bereitstel-
lung von ausreichenden Ressourcen jedoch als 
zentrale Herausforderung, die insbesondere ein 
verstärktes Engagement durch die Politik und die 
Verwaltungsführungen erfordert (Carr-West, 2018; 
Toots, 2019). Mit Blick auf die Limitierungen ist an-
zumerken, dass neben dem selbstselektierten 
Sample die soziale Erwünschtheit der Themenfel-
der Open Government und Open Data die Ergeb-
nisse verzerren können, zumal die Forschungsda-
ten im Rahmen eines darauf ausgerichteten 
Reallabors erhoben wurden. Ebenfalls wurden die 
Einstellungen und Erfahrungen lediglich innerhalb 
eines Erhebungszeitpunktes gemessen. Die Stabili-
tät und Veränderung der Positionen können auf 
diese Weise nicht erfasst werden.    
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